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Die Bundeswehr ist derzeit (Stand Januar 2014) an 13 Auslands-

einsätzen beteiligt, unter denen zahlenmäßig die Internationa-

le Unterstützung der UNO in Afghanistan (ISAF), die Friedens-

truppe der NATO im Kosovo (KFOR), die Antipiraterie-Mission 

der EU am Horn von Afrika (ATALANTA) und die Luftverteidigung 

der NATO in der Türkei (Active Defense) die zahlenmäßig be-

deutsamsten sind. Insgesamt sind etwa 5000 Soldaten im Ein-

satz. Wenn man berücksichtigt, dass aufgrund des Rotationsver-

fahrens noch einmal die gleiche Anzahl in Bereitschaft steht 

und dass ein Mehrfaches an Personal zur logistischen Versor-

gung notwendig ist, dürften etwa 50.000 Mann bei diesen Aus-

landseinsätzen engagiert sein. Auch wenn durch die absehbare 

Beendigung des Afghanistaneinsatzes eine Reduzierung des Aus-

landsengagements zu erwarten ist, so stehen doch mit den ange-

kündigten Einsätzen in Mali und der Zentralafrikanischen Re-

publik neue Engagements ins Haus.  

 

Das eigentlich Bemerkenswerte ist, wie die neuen Pläne in der 

Öffentlichkeit aufgenommen werden. Diskutiert wird nämlich, ob 

die Bundeswehr überhaupt in der Lage ist, solche Einsätze ma-

teriell und kapazitär zu stemmen, und welche psychischen Be-

lastungen damit für die Soldaten verbunden sind. Letzteres ist 

mittlerweile sogar ein Thema für die Psychotherapie. Wie sich 

solche Auslandseinsätze mit einer „familienfreundlichen Bun-

deswehr“ vereinbaren lassen, die der neuen Verteidigungsminis-

terin ein Herzensanliegen ist, wird noch gar nicht diskutiert. 
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Jedenfalls markiert die aktuelle Diskussion den Abschluss ei-

nes spektakulären außenpolitischen Wandels von der Zivilmacht 

zur Militärmacht. Wer unter den verantwortlichen Politikern 

hätte es vor 25 Jahren nur gewagt, zu denken oder gar den Ge-

danken auszusprechen, dass deutsche Soldaten heute ganz 

selbstverständlich in nahezu jedem Teil der Welt zum Einsatz 

kommen, gleichviel ob von der UNO, der NATO, der EU oder neu-

erdings, siehe Mali, in Form der Deutsch-französischen Brigade 

nur noch vom Bundestag mandatiert? Man erinnere sich, welche 

Massenproteste der Zweite Golfkrieg zur Befreiung Kuwaits 

hierzulande ausgelöst hatte, obwohl ein klarer völkerrechts-

widriger Akt des Iraks vorlag, obwohl es ein UN-Mandat gab, 

obwohl die Bundesrepublik gar nicht aktiv beteiligt war und 

nur auf amerikanischen Druck hin einen allerdings beträchtli-

chen Finanzierungsbeitrag geleistet hatte. Heute ist es fast 

schon selbstverständlich, daß die Bundesrepublik, wenn die Re-

gierung es will, wie Großbritannien oder Frankreich bei Mili-

täreinsätzen mitmacht, gleichviel ob humanitär begründet oder 

nicht, ob mit oder ohne UN-Mandat, ob in Europa oder weltweit. 

Im Gegenteil, die deutsche Enthaltung im Sicherheitsrat, als 

das Libyen-Mandat erteilt wurde, ist eher auf Kritik als auf 

Zustimmung gestoßen. 

 

 

1. Die 1990er Jahre: Die Dekade des außenpolitischen Übergangs 

 

Um diesen dramatischen außenpolitischen Wandel zu verstehen, 

der im Oktober 1998 an Fahrt aufnahm, als die rot-grüne Bun-

desregierung, obwohl noch gar nicht im Amt, entscheiden muss-

te, ob die Bundeswehr sich am Kosovo-Einsatz beteiligt, muss 

der lange Vorlauf der 1990er Jahre in der Dekade zwischen dem 

Fall der Berliner Mauer und der deutschen Kosovo-Debatte vom 

Frühjahr 1999 skizziert werden.  
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Die deutsche Vereinigung hatte trotz der Vorbehalte, die der 

"2+4–Vertrag" beinhaltete, zu größerer Souveränität, zu mehr 

politischem und wirtschaftlichem Gewicht geführt. Sie hatte 

aber auch eine weltweite Erwartungshaltung genährt, dass die 

Bundesrepublik eine aktivere außenpolitische Rolle zu spielen 

habe, die sich nicht mehr nur auf eine "Scheckbuch-Diplomatie" 

beschränkt, wie sie noch im Zweiten Golfkrieg oder 40 Jahre 

lang auf dem Feld der Entwicklungszusammenarbeit praktiziert 

worden war. Das Ende des Ost-West-Konflikts hatte die politi-

schen Gewichte der ehemaligen Supermächte neu austariert. 

Russland war trotz seines verbliebenen Nuklearpotentials zu 

einer zweitrangigen Macht abgestiegen, die noch nicht einmal 

in ihrer ehemaligen Einflusszone in Osteuropa und Zentralasien 

in der Lage war, eine maßgebliche Rolle zu spielen. Die USA 

waren von der latenten zur offenen Hegemonialmacht aufgestie-

gen, deren politische, militärische, wirtschaftliche und kul-

turelle Führungsposition von niemand ernsthaft in Frage ge-

stellt wurde. Unter den europäischen Staaten zog (und zieht) 

es Großbritannien vor, an der amerikanischen Seite der zweite 

in der Welt, statt der dritte in Europa zu sein. Das deutsch-

französische Verhältnis hatte mit Ende der Kohl/Mitterand-Ära 

an Exklusivität verloren. Europa sprach (und spricht) trotz 

aller Fortschritte im Einigungsprozess noch lange nicht mit 

einer Stimme, nicht zuletzt weil wegen des Erweiterungsprozes-

ses der EU nach Osten die Interessenlagen der Mitglieder immer 

heterogener wurden. Und die Vorstellung, dass mit Ende des 

Ost-West-Konflikts die Stunde der Vereinten Nationen geschla-

gen hatte, die, mit einem internationalen Gewaltmonopol ausge-

stattet, als höchste Instanz in allen weltpolitischen Fragen 

auftreten, hatte sich spätestens mit dem Dritten Golfkrieg als 

Chimäre herausgestellt. Die von Bush sen. propagierte „neue 

Weltordnung“ sah so aus, dass die USA die alleinige Führungs-

rolle übernommen hatten und zum Weltpolizisten, zu einer Welt-

macht im wahrsten Sinne des Wortes aufgestiegen waren, die 

ganz selbstverständlich auch den präventiven Krieg als politi-
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sches Mittel für sich in Anspruch nimmt. Die Exekution dieser 

Rolle wird in erster Linie durch amerikanische Interessen, 

durch die jeweilige inneramerikanische Diskussion und kaum 

durch Rücksichtnahmen auf Verbündete oder multilaterale Prin-

zipien bestimmt. Mit dieser neuen Konstellation hatte Deutsch-

land umzugehen und seinen Platz in Europa wie in der Welt, als 

Juniorpartner mit den USA oder im europäischen Konzert, zu 

finden, ohne sich dabei dem alten Vorwurf des deutschen Son-

derwegs auszusetzen. 

 

Die Strukturierungsmacht des Ost-West-Gegensatzes hatte be-

wirkt, dass viele latente Konflikte auf der Welt nur im Ver-

borgenen schlummerten und erst nach dessen Ende wieder offen 

zutage traten bzw. als solche wahrgenommen wurden. Die Welt 

war keineswegs friedlicher geworden. Die Dekaden nach 1990 

werden vielmehr als eine kriegerische Epoche in die Weltge-

schichte eingehen. Neu war allerdings, dass neben den klassi-

schen zwischenstaatlichen Krieg der Bürgerkrieg getreten ist, 

mindestens aber die Unterscheidung zwischen Krieg und Bürger-

krieg kaum mehr möglich ist. Dies war, nicht nur in den Nach-

folgestaaten der Sowjetunion oder Jugoslawiens, vielerorts mit 

der Fragmentierung scheinbar festgefügter Nationalstaaten bis 

hin zum völligen Kollaps von Staatlichkeit, mit der tiefgrei-

fenden sozialen und wirtschaftlichen Krise vieler Gesellschaf-

ten, mit krassen Menschenrechtsverletzungen, Vertreibung, 

Flüchtlingselend, humanitären Katastrophen aller Art verbun-

den. Heute spricht man von den „Räumen begrenzter Staatlich-

keit“, in denen die sog. neuen Kriege stattfinden. Diese 

zeichnen sich durch eine Vielzahl transnational agierender Ak-

teure aus und werden zunehmend weder durch Sieg und Niederla-

ge, noch durch Waffenstillstand und Friedensvertrag beendet, 

sondern gehen immer weiter, scheinen manchmal aus diversen 

Gründen zu erlöschen scheinen, um dann wieder aufzuflackern, 

gleichviel ob mit oder ohne Vertrag zu ihrer Beendigung. 
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Dies alles führte unter dem Stichwort "humanitäre Interventi-

on“ zur Wiederbelebung einer bereits als lange überwunden ge-

glaubten Diskussion über die Frage des gerechten Kriegs. Gibt 

es extreme Unrechtssituationen, die eine militärische Inter-

vention unter Verletzung des Nichteinmischungs- und Souveräni-

tätsgebots der UNO-Charta als ultima ratio erlauben oder sogar 

erfordern? Nicht zuletzt der sog. CNN-Effekt, gemeint ist die 

allgegenwärtige und weltumspannende Präsenz der Medien, die 

über das Elend dieser Welt berichten und auf diese Weise die 

Weltöffentlichkeit mobilisieren und politischen Handlungsdruck 

ausüben, hat dazu beigetragen, dass die Frage der humanitären 

Intervention damals auf die politische Agenda gelangte. Damit 

stellten sich, um nicht einer willkürlichen Kriegsführung Tür 

und Tor zu öffnen, die alten Fragen aufs Neue: Welche Autori-

tät darf entscheiden, ob ein Krieg gerecht und damit legitim 

ist oder nicht? Welche Anlässe liefern einen hinreichenden 

Grund? In welcher Absicht darf er geführt werden? Hinzu kam 

auch die Frage: Wer darf, kann, will, soll oder muss denn hu-

manitäre Interventionen durchführen? Damit führte diese Debat-

te von einer ganz anderen Seite zum Thema neue Weltordnung und 

der Rolle der USA als Weltpolizist. Ausgangspunkt war nicht 

das hegemoniale Interesse der USA, sondern die Not und das 

Elend auf der Welt angesichts eines nicht vorhandenen interna-

tionalen Gewaltmonopols. Damit stellte sich auch die Frage, ob 

Deutschland sich an solchen Aktivitäten beteiligen darf, kann, 

will, soll oder sogar muss und welchen Handlungsspielraum es 

dabei besitzt. 

 

Hinzu kam ein eher zufälliger Faktor. Das Ende des 20. Jahr-

hunderts fiel auch zusammen mit dem Abtritt einer Politikerge-

neration, die in ihrer Jugend noch durch die NS-Zeit und den 

Zweiten Weltkrieg geprägt worden war, die unter alliierten 

Vorbehalten politisch sozialisiert wurde, deren Handeln auf 

außenpolitischem Feld durch historische Rücksichtnahme, das 

Abtragen von Schuld beeinflusst war. An der Macht war seit 
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1998 die Generation der 68er, die naturgemäß eher bei SPD und 

Grünen politische Karriere gemacht haben und am Ende des lan-

gen Marsches durch die Institutionen angelangt waren. Diese 

Politikergeneration war aber nicht nur biographisch unbelas-

tet, sondern auch der heftige Kritiker der NS-Vergangenheit 

der Elterngeneration und hatte, durch Algerienkrieg, Kubani-

sche Revolution, Vietnamkrieg und südafrikanische Apartheid 

sozialisiert, außenpolitisch immer schon in moralischen Kate-

gorien gedacht, zumal auch die antikolonialen Befreiungskriege 

der 1950er und 1960er Jahre legitimatorisch in der Tradition 

des gerechten Krieges stehen. Die Sympathie für diese Art des 

Krieges ließ sich durchaus mit einer ansonsten pazifistischen 

Grundüberzeugung vereinbaren. Soweit die Vertreter der 68er-

Generation ihr moralisches Engagement bewahrt hatten, bedurfte 

es also gar keines angestrengten Argumentationsbogens, um be-

reit zu sein, auf humanitäre Katastrophen, auf die scheinbar 

unlösbaren ethnonationalistischen und ethnoreligiösen Konflik-

te dieser Welt mit Überlegungen zu reagieren, die als ultima 

ratio auch den militärischen Einsatz nicht ausschließen. Frei 

nach dem Motto: Wenn Du freiwillig keine Einsicht in das Gute 

oder Vernünftige zeigst, dann ist es auch legitim, Dich auf 

den rechten Weg zu zwingen. 

 

Dies alles bildete in den 1990er Jahren die Kulisse einer De-

batte über Deutschlands künftige Rolle in der Welt, die in ein 

Spektrum von Positionen mündete, das vor 1989 kaum vorstellbar 

war.  Auf der internationalistischen Linken gab es die größte 

Spannbreite und folglich auch die härteste Debatte zwischen 

einem fundamentalistischen Pazifismus ("Nie wieder Krieg") und 

einen moralischen Bellizismus ("Nie wieder Ausschwitz"). Auf 

der gemäßigten Linken gab es die Multilateralisten, die global 

governance aus Prinzip befürworten, weil sie internationale 

Kooperation als vernünftig und vor dem Hintergrund von Globa-

lisierung auch als zwingend notwendig erachteten, und die eher 

pragmatischen Multilateralisten, die internationale Kooperati-
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on deshalb befürworten, weil sich für Mittelmächte wie 

Deutschland so bessere Politikergebnisse erzielen lassen als 

durch ein unilateralistisches Vorgehen. Die politische Mitte 

wollte diesen Multilateralismus vor allem in Europa praktizie-

ren, wenngleich dieser Eurozentrismus immer Gefahr läuft, mit 

dem Atlantizismus in Konflikt zu geraten. An der Europafrage 

offenbarte sich auch die Grenze zwischen Mitte und rechter 

Mitte, weil hier die Euroskepsis beginnt, wie etwa bis heute 

in der Euro-Debatte zu verfolgen, wenngleich es auch linke Eu-

ropakritiker gab. Auf der Rechten war (und ist) auf jeden Fall 

der Nationalismus ein zentrales Thema, gleichviel ob es um das 

Thema Einwanderung oder Deutschlands Rolle in der Welt geht. 

Während die gemäßigte Rechte eher von "Rückkehr zur Normali-

tät" sprach, also einer Art Normalisierungsnationalismus das 

Wort redete und dabei auch gern Begriffe wie "Zentralmacht Eu-

ropas" im Munde führte, propagierte die extreme Rechte einen 

offenen neuen Nationalismus und Revisionismus. 

 

Setzt man dieses Spektrum parteipolitisch um, so kommt man zu 

dem paradoxen Ergebnis, dass die rot-grüne Koalition einen 

viel größeren Spagat als die anschließende schwarz-gelbe Koa-

lition zu vollführen hatte, fand sich in ihren Reihen doch 

fast alles: Fundamentalpazifisten, moralisch argumentierende 

Bellizisten, Multilateralisten der prinzipiellen wie der prag-

matischen Art, Europäer und Euroskeptiker und sogar Normali-

sierungsnationalisten. Besondern erbittert gerungen wurde al-

lerdings innerhalb des linken Flügels der SPD wie der Grünen, 

fanden sich hier doch gleichermaßen radikale Pazifisten und 

humanitäre Interventionisten. 

 

 

2. Der 12. Oktober 1998: Paradigmenwechsel in 15 Minuten 

 

Der Fokus, an dem alle genannten Positionen sich entzündeten, 

war die deutsche Kosovo-Debatte vom Frühjahr 1999, die als 
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Wasserscheide für den mittlerweile vollzogenen Politikwechsel 

von der Zivilmacht zur Militärmacht gelten kann. Paradoxerwei-

se erfolgte der entscheidende Schritt allerdings bereits ein 

halbes Jahr zuvor, nämlich am 12.10.1998, einige Tage vor 

Amtsantritt der neuen Bundesregierung. An diesem Tag kam der 

berühmte Anruf aus Washington. Der amerikanische Sicherheits-

berater Sandy Berger verlangte telefonisch von Günther Verheu-

gen, dem damaligen außenpolitischen Sprecher der SPD, inner-

halb von 15 Minuten die Entscheidung zu einer deutschen Mit-

wirkung und nicht nur Duldung von möglichen Luftoperationen 

der NATO gegenüber Jugoslawien auch ohne UN-Mandat. Drei Tage 

vorher, als Clinton das designierte neue Führungsduo Schröder 

und Fischer zur Antrittsaudienz in Washington empfangen hatte, 

hatte der amerikanische Präsident noch Verständnis für deut-

sche Bedenken gezeigt. Berger handelte offenbar auf Veranlas-

sung von Clintons Chefunterhändler in Sachen Kosovo, Holbroo-

ke, wobei dieser wiederum möglicherweise vom deutschen NATO-

Botschafter in Brüssel, von Richthofen, den Tip bekommen hat-

te, die deutsche Entscheidung auf diese Weise zu forcieren. 

Auch so wird Politik gemacht. Verheugen informierte Schröder 

und Fischer, die zu einer hastig einberufenen Beratung mit 

Vertretern der alten Bundesregierung zusammentrafen. Dann nahm 

die Geschichte ihren Lauf. Schröder, Fischer und offenbar auch 

Lafontaine stimmten, obwohl noch gar nicht im Amt, notgedrun-

gen zu, vermutlich in der Hoffnung, dass der Beschluss keine 

praktischen Konsequenzen haben würde. Schließlich standen die 

Rambouillet-Verhandlungen noch aus. Dass diese im März 1999 

scheitern würden, war Mitte Oktober 1998 noch nicht absehbar. 

Anschließend erfolgte der offizielle Beschluss des Kabinetts 

Kohl als dessen letzte Amtshandlung. Am selben Tag erließ der 

NATO-Rat die "Activation Order" (ACTORD) und damit den eigent-

lichen Beschluss über die Luftoperationen, ohne ihn vorläufig 

zu exekutieren. Am 16.10.1998 erfolgte der sog. Vorratsbe-

schluss des Bundestages "Deutsche Beteiligung an den von der 

NATO geplanten begrenzten und in Phasen durchzuführenden Luft-
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operationen zur Abwendung einer humanitären Katastrophe im Ko-

sovo-Konflikt" noch in alter Besetzung mit 500:62:18 Stimmen, 

da der neue Bundestag sich noch nicht konstituiert hatte. 

 

Ob in diesen 15 Minuten tatsächlich die vielen grundsätzlichen 

Überlegungen und Argumente, die später bemüht worden sind, ei-

ne Rolle gespielt haben, ist zu bezweifeln. Wahrscheinlich 

ist, dass man sich lediglich dem amerikanischen Druck gebeugt 

hat und realpolitische Bündnisfähigkeit zeigen wollte. Auf je-

den Fall war das ganz Manöver geschickt inszeniert. Die poli-

tische Führung wurde in einem Machtvakuum regelrecht über den 

Tisch gezogen. Die alte Bundesregierung war zwar formal noch 

im Amt, aber politisch zu einer so weitreichenden Entscheidung 

nicht mehr legitimiert. Das gleiche galt für den Bundestag. 

Burkhard Hirsch von der FDP hat als einziger dieses zur Be-

gründung seines ablehnenden Votums sehr klar zum Ausdruck ge-

bracht. Die neue Regierung war zwar schon designiert und auch 

politisch legitimiert, aber noch nicht legalisiert. Zudem wa-

ren ihre Protagonisten außenpolitisch noch unerfahren. Nicht 

Schröder, sondern Verheugen wurde von Berger angerufen. Welche 

Zerreißprobe damit auf beide Parteien zukommen würde, sobald 

der Beschluss auch praktisch umzusetzen war, war am 12.10.98 

vermutlich keinem der Beteiligten in seiner ganzen Tragweite 

klar.  

 

Auf jeden Fall hat sich in diesen 15 Minuten im Zeitraffer die 

wichtigste Entscheidung überhaupt vollzogen, die die rot-grüne 

Bundesregierung auf außenpolitischem Feld zu treffen hatte. 

Der Rubikon war überschritten zu einem unerhörten Vorgang, der 

über Jahrzehnte der Nachkriegszeit nahezu undenkbar erschien. 

Deutschland konnte und wollte sich seitdem auch als Militär-

macht verstehen, die eine Armee unterhält, die nicht nur der 

Selbstverteidigung im Rahmen eine Militärbündnisses dient, 

sondern von Fall zu Fall auch zur Durchsetzung politischer 

Ziele weltweit eingesetzt werden kann. Dass es mit der prakti-
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schen Umsetzung der neuen Doktrin (Deutsche Interessen sind 

ggf. auch "am Hindukusch" zu verteidigen, so Verteidigungsmi-

nister Struck) noch haperte, lag an der unzureichenden Ausrüs-

tung und Ausbildung der Bundeswehr und vor allem am fehlenden 

Geld zur Finanzierung der Umstrukturierung, nicht aber am 

grundsätzlichen Willen. Dass ausgerechnet eine rot-grüne Bun-

desregierung angesichts der pazifistischen Tradition beider 

Parteien einen solchen Schritt vollzog, noch dazu bevor sie 

regelrecht im Amt war, dramatisierte die Sache zusätzlich. 

 

Jedenfalls bildete die Kosovo-Abstimmung im Bundestag nicht 

das Ende, sondern den Anfang einer Debatte über Legitimität 

und Legalität von Militäreinsätzen zur Durchsetzung von poli-

tischen Zielen, die sehr tief in der deutschen idealistischen 

Tradition gründet. Eine solche Grundsatzdebatte wurde weder in 

den USA noch Frankreich oder in anderen europäischen Ländern 

geführt. Der Beginn der Luftangriffe am 23.3.1999 sorgte für 

zusätzlichen Zündstoff, zumal lange Zeit ungewiss war, ob die 

Luftschläge das gewünschte politische Ergebnis, das Einlenken 

Milosevics, erzwingen würden. Selbst die Einstellung der 

"Luftoperationen" am 10.6.1999 führte keineswegs zum Ende der 

Debatte, sie wurde vielmehr nahtlos fortgesetzt mit der Frage, 

ob deutsche Truppen in Mazedonien zu stationieren seien, ob 

man sich an amerikanischen Militäroperationen in Afghanistan 

oder gegen den Irak beteiligen solle, gar, man glaubt es kaum, 

ob Bundeswehrkontingente in Israel zum Einsatz kommen könnten. 

 

 

3. Die Kosovo-Debatte: Souveränität versus Menschenrechte 

 

Es war eine sehr deutsche Debatte, die da von Politikern, Pub-

lizisten und Schriftstellern, von Völkerrechtlern, Politikwis-

senschaftlern, Friedensforschern, Sozialphilosophen und Histo-

rikern, von Menschenrechtlern, Generälen und Theologen geführt 

wurde. Kaum einer, für die öffentliche Meinung in Fragen der 
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Außenpolitik tonangebend, hat sich nicht zu Wort gemeldet. Im 

Zentrum standen kardinale Fragen. Gibt es politische Ziele 

jenseits der Selbstverteidigung, die den Krieg als Mittel der 

Politik rechtfertigen? Hat das Recht der Bürger oder das Recht 

der Staaten Vorrang? Ist die Wahrung der staatlichen Souverä-

nität oder die Wahrung der Menschenrechte das höhere Rechts-

gut? Dabei verlief die Schlachtordnung der Protagonisten quer 

durch alle politischen Lager, wie eine bei weitem nicht voll-

zählige Aufzählung allein der damals prominentesten Namen 

deutlich macht.  

 

Auf Seiten der SPD waren pro: Schröder, Scharping, Eppler und 

Erler – contra waren Bahr, Lafontaine, Scheer und Voscherau. 

Auf Seiten der Grünen waren pro: Fischer, Vollmer und Beer – 

contra waren Ströbele, Nachtwei und die übrigen "Dissidenten" 

aus der alten wie der neuen Bundestagsfraktion. Auf Seiten der 

CDU waren pro: Schäuble, Schwarz-Schilling, Scholz und Blüm – 

contra waren Rühe, Dregger, Breuer und Wimmer. Auf Seiten der 

FDP waren pro: Gerhard und Westerwelle, derselbe Westerwelle, 

der sich später als Außenminister bei der Abstimmung über das 

Libyen-Mandat im Sicherheitsrat der Stimme enthalten sollte - 

contra Hirsch. Nur die PDS zeigte sich als ehemalige Kaderpar-

tei einhellig stramm contra, so wie die Linke heute. Unter den 

Publizisten waren pro: Enzensberger, Grass und Heym – contra 

waren Augstein, Handke und Tönnies. Unter den Philosophen, So-

zialwissenschaftlern und Historikern waren pro: Habermas, 

Beck, Hondrich, Senghaas, Höffe, Wolfsohn, Stürmer – und cont-

ra waren Brock, Czempiel, Kühne, Lutz, Altvater, Haug. Unter 

den Juristen waren pro: Simma, Ipsen, Delbrück, Tomuschat und 

contra Merkel, Preuß und Köhler, wobei die Völkerrechtler eher 

auf der Pro-Seite zu finden waren. Unter den prominenten Men-

schenrechtlern war pro Neudeck und contra niemand. Unter den 

Generälen waren pro Naumann, Reinhardt, Jertz – contra war 

Loquai. Auch amerikanische Autoritäten wurden – so Walzer pro 

und Chomsky contra – durch Übersetzungen für die deutsche De-
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batte bemüht. Wirklich unentschieden waren nur wenige, vor al-

lem Juristen wie Denninger, aber auch Politikwissenschaftler 

wie Albrecht, Hacke oder Link.  

 

Insgesamt hielten sich die Befürworter und Opponenten in etwa 

die Waage. Dass bei vielen kein wirklich klares, sondern eher 

ein zögerliches und mit Vorbehalten versehenes Ja oder Nein 

stand, wird daraus ersichtlich, dass etliche im Vergleich zum 

Zweiten Golfkrieg ihre Position gewechselt hatten, im Verlauf 

der Debatte oder angesichts der Eskalation der Ereignisse 

schwankend wurden oder ihre Argumente anders gewichteten. An-

gesichts der Heterogenität der beiden Lager - konservative, 

liberale und linke Politiker, Wissenschaftler und Publizisten 

fanden sich sowohl auf der Pro- wie auf der Contra-Seite – 

wird deutlich, dass es hier nicht um die übliche Links-rechts-

Formation ging, dass die Argumente, die jeweils bemüht wurden, 

sehr unterschiedlich gelagert waren, und dass die rot-grüne 

Regierung eine Debatte aushalten musste, die die öffentliche 

Meinung in der Bundesrepublik insgesamt spaltete. 

 

Glanzlichter waren der Aufsatz von Jürgen Habermas über "Bes-

tialität und Humanität" in der Zeit vom 29.4.1999 auf dem 

Höhepunkt des Luftkriegs, auf den sich viele Kritiker später 

immer wieder bezogen und dem unterstellt wurde, dass hier der 

Linie von Scharping und Fischer die moralphilosophische höhere 

Weihe verliehen worden sei. Auf der anderen Seite können die 

diversen kritischen Beiträge des inzwischen verstorbenen Ham-

burger Friedensforschers Dieter S. Lutz genannt werden, die im 

Offenen Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 

vom 24.3.2001 kulminierten, der wiederum stellvertretend von 

Gernot Erler, eigentlich auf dem linken Flügel der SPD ange-

siedelt, am 4.4.2001 beantwortet wurde. Bezeichnend auch, dass 

die moralische Auseinandersetzung eher innerhalb der politi-

schen Linken ausgetragen wurde, während die Beiträge des kon-

servativen Lagers, gleichgültig ob pro oder contra, von weni-
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gen Ausnahmen eher pragmatischer Natur waren oder von partei-

politischem Kalkül geprägt. 

  

Da es nicht möglich ist, die mehr als zweihundert identifi-

zierten und ausgewerteten Beiträge in Form von Zeitungsarti-

keln, Interviews, Pressemitteilungen, Reden und persönlichen 

Erklärungen im Bundestag, offenen Briefen, politischen Essays, 

Internetauftritten, ganzen Büchern und Sammelbänden einzeln zu 

rekapitulieren, müssen die wichtigsten Argumente pauschal 

resumiert werden. Die vehementen Befürworter des NATO-

Einsatzes unter deutscher Beteiligung – Scharping und Fischer 

– argumentierten in hohem Maße moralisch, indem sie einerseits 

die Vertreibung der Kosovaren, die Übergriffe des serbischen 

Militärs, die tatsächlichen oder vermeintlichen Massaker, den 

sog. Hufeisenplan und andererseits das unbeugsame Milosovic-

Regime, das in die Nähe des Faschismus gerückt wurde, als Le-

gitimation des Militäreinsatzes bemühten. "Nie wieder Ausch-

witz" statt "Nie wieder Krieg" war bei Fischer und Scharping 

der Grundtenor. Sich einzumischen, ist demzufolge nicht nur 

moralisch erlaubt, sondern sogar geboten. Damit wurde die hu-

manitär begründete Legitimität der Luftschläge als vorrangig 

gegenüber ihrer nicht vorhandenen Legalität erachtet. Letztere 

war nicht gegeben, weil weder die Zustimmung der jugoslawi-

schen Regierung noch ein Beschluss des UN-Sicherheitsrates, 

der auf eine Gefährdung des Friedens hätte erkennen müssen, 

vorlag. Die diesbezügliche Diskussion innerhalb der UNO begann 

erst später mit der „Kurden-Resolution“ und gipfelte in der 

„Responsibility to Protect“ (R2P). Dass das fehlende UNO-

Mandat eine zentrale Rolle bei der deutschen Weigerung spiel-

te, sich am Krieg gegen den Irak zu beteiligen, ist insofern 

kein Widerspruch, als die moralische Begründung im Falle Koso-

vo eindeutiger war. Während hier ein akuter und krasser Fall 

von Menschenrechtsverletzung vorlag, waren die Begründungen 

für den Irak-Krieg sehr viel heterogener, allenfalls am Rande 
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und jedenfalls nur nachträglich humanitär gestützt, war ein 

akuter Anlass zum Handeln auch gar nicht gegeben. 

 

Noch grundsätzlicher lässt sich feststellen, dass wir es mit 

der Rückkehr der Lehre vom gerechten Krieg zu tun hatten, his-

torisch der erste Versuch zur Begrenzung der willkürlichen 

Kriegsführung war. Die diesbezüglichen Ausführungen gehen bis 

auf die spätantiken und mittelalterlichen Theologen (Augusti-

nus, Thomas von Aquin) zurück. Für diese war der Krieg in ei-

ner prinzipiell friedlichen Welt die besonders zu begründende 

Ausnahme. Kriegführung war nur erlaubt, wenn diverse Kriterien 

erfüllt sind: die Legitimierung durch die auctoritas principis 

(den obersten Fürsten), die justa causa (der gerechte Grund), 

die recta intentio (die rechte Absicht) und die iusta pax (der 

gerechte Friede), der herbeizuführen war. Hinzu kamen noch die 

ultima ratio (Krieg als letztes Mittel, wenn alle anderen aus-

geschöpft sind) und die proportionalitas (Verhältnismäßigkeit 

der Mittel). Die immanenten Widersprüche dieser Argumentation, 

die am Ende dazu führten, dass jede Seite in einem militäri-

schen Konflikt für sich behaupten konnte, eine gerechte Sache 

zu vertreten (bellum iustum ab utraque parte), hat seit der 

frühen Neuzeit (z.B. Hugo Grotius) dazu geführt, die bellum 

iustum–Doktrin ganz aufzugeben und jedem Souverän das ius ad 

bellum, das Recht zur Kriegsführung, ohne besondere Legitimie-

rung zuzubilligen. Auf dieses realistische Prinzip, das auch 

die Nichtintervention in die "inneren Angelegenheiten" eines 

Staates beinhaltet, berufen sich paradoxerweise Despoten und 

Kriegsherren jeder Couleur wie die Fundamentalpazifisten, die 

ansonsten eigentlich im idealistischen Lager stehen. Das Recht 

zum Kriege wurde mit der Weiterentwicklung des Völkerrechts 

und der Herausbildung des Kriegsrechts (ius in bello) immer 

weiter eingeschränkt, bis am Ende, prominent in der Charta der 

Vereinten Nationen verankert, der Krieg als Mittel staatlicher 

Interessenpolitik völlig geächtet war. Ein Militäreinsatz ist 
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seitdem nur noch, ganz so wie es der NATO-Vertrag eigentlich 

vorsieht, zur Selbstverteidigung erlaubt. 

 

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts konnte allerdings ein Pro-

zess der Neuorientierung stattfinden, so auch die Argumentati-

on der an der Debatte beteiligten Völkerrechtler, der dem 

Staatenrecht und damit der staatlichen Souveränität einen min-

deren Wert als dem Menschenrecht zubilligt. Wenn es zu krassen 

Menschenrechtsverletzungen kommt, wenn der Frieden bedroht 

ist, dann ist die Einmischung von außen, ggf. auch unter Miss-

achtung der Souveränität, nicht nur legitim, sondern auch le-

gal, nicht nur möglich, sondern sogar geboten, zumal im Falle 

des völligen Staatszerfalls gar nicht mehr klar ist, wer dann 

noch Souveränität für sich in Anspruch nehmen kann. Wer soll 

noch das staatliche Gewaltmonopol ausüben in den „Räumen be-

grenzter Staatlichkeit“ und für den Schutz der Bürger Sorge 

tragen? Die auctoritas principis ist dort, zumindest in der 

Theorie, der UN-Sicherheitsrat, der eine Intervention, wenn 

alle anderen Mittel versagt haben, als ultima ratio auch eine 

Militäroperation mandatieren kann. Die justa causa ist eine 

krasse humanitäre Notlage, wie etwa massenhafte Vertreibung 

oder Genozid, und die recta intentio ist die Befriedung eines 

vom Bürgerkrieg geschundenen Landes. 

 

Was ist aber, wenn wie im Falle des Irak-Krieges die Mandatie-

rung durch den Princeps (den Sicherheitsrat) nicht zu erhalten 

ist, weil eine andere Autorität, ein Ständiges Mitglied, über 

sein Vetorecht die Zustimmung verweigert? Kann dann die Rolle 

des Princeps auch eine dritte Autorität, etwa der NATO-Rat 

oder der Ministerrat der EU, übernehmen? An dieser Stelle der 

Debatte kam Habermas ins Spiel, indem er argumentierte, dass 

die NATO quasi im Vorgriff auf eine zwar noch nicht existie-

rende, in der Tendenz als Folge von Globalisierung aber be-

reits angelegte weltbürgerliche Ordnung handle, in der die Na-

tionalstaaten und deren Souveränität überwunden sind und die 
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Wahrung der weltweiten Menschenrechte absoluter Vorrang zu ge-

nießen habe. Man könnte hinzufügen, dass die NATO sich nicht 

nur als Sicherheitsgemeinschaft, sondern auch als Wertegemein-

schaft versteht, in der die Habermassche weltbürgerliche Ord-

nung sich bereits eingestellt hat. Von den Gegnern der rot-

grünen Protagonisten im Auswärtigen Amt und im Verteidigungs-

ministerium wurde sofort erkannt, dass Habermas der Bundesre-

gierung im Grunde die rechtsethische Weihe verliehen hatte. Ob 

Habermas das heute immer noch so sieht, darf angesichts der 

ambivalenten Erfahrungen mit humanitären Interventionen be-

zweifelt werden. Aber selbst die Habermas'sche Argumentation 

griff zu kurz, wenn eine dritte Autorität wie z.B. der Natio-

nale Sicherheitsrat der amerikanischen Regierung die Rolle des 

princeps beansprucht, eine Institution, die nur nationalen 

bzw. hegemonialen Interessen folgt und wohl schwerlich als Or-

gan der Weltbürgergesellschaft verstanden werden kann.  

 

Es stellte sich aber auch ein ganz alter Widerspruch aufs 

neue. Was ist, wenn unterschiedliche Autoritäten den Anspruch 

erheben, über eine gerechte Sache zu befinden, wenn beide Sei-

ten für sich in Anspruch nehmen, einen gerechten Krieg zu füh-

ren (so Serben und UCK in Kosovo, Israelis und Palästinenser 

im Nahost-Konflikt, Schiiten und Suniten im Irak, Amerikaner 

und Taliban in Afghanistan). Führt dann nicht die bellum 

iustum-Doktrin zu denselben unlösbaren Widersprüchen wie im 

Mittelalter, so dass wir es in Wirklichkeit mit einer Rückkehr 

der ius ad bellum-Doktrin zu tun haben, die im Kosovo, in Af-

ghanistan, im Irak, demnächst in Mali oder der Zentralafrika-

nischen Republik exekutiert wird? Zumindest die Präventions-

strategie der Regierung des jüngeren Bush zur Transformation 

des Mittleren Ostens ließ sich so verstehen. Eine Facette des 

deutsch-amerikanischen bzw. des europäisch-amerikanischen Kon-

flikts wäre dann auch das neuerliche Aufeinanderprallen der 

bellum iustum – mit der ius ad bellum-Doktrin. 
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Eine doppelte Stoßrichtung wie bei den Befürwortern hatte auch 

die Argumentation der Gegner des Militäreinsatzes. Ihm wurde 

die Legitimität abgesprochen, da militärische Einsätze grund-

sätzlich immer neues Leid produzieren, unschuldige Zivilisten 

die Opfer sind und sie aus ethischen Erwägungen grundsätzlich 

abzulehnen sind. Die Empirie zeigt mittlerweile, dass Inter-

ventionen von außen Kriege eher verlängern als verkürzen. 

Gleichermaßen wurde aber unter Berufung auf die UN-Charta, das 

Souveränitätsgebot und die nicht vorhandene Mandatierung von 

Seiten des Sicherheitsrats auch die Legalität bestritten. 

 

Nicht ethisch, sondern realpolitisch grundiert wurde ein ganz 

anderer Strang der Befürwortung. Die Bundesrepublik könne sich 

ihrer Bündnisverpflichtung nicht entziehen, sondern müsse sich 

dem amerikanischen Drängen beugen bzw. einem Beschluss des 

NATO-Rates anschließen, um nicht in den Geruch zu geraten, 

wieder einen deutschen Sonderweg beschreiten zu wollen, der 

Deutschland vom mainstream der westlichen Partner abkopple. 

Genau dieser Vorwurf ist Westerwelle später mit seiner Enthal-

tung im Sicherheitsrat widerfahren und ist der Subtext der 

Auslassungen von Gauck, Steinmeier und von der Leyen auf 

jüngsten Münchener Sicherheitskonferenz. Das Argument galt da-

mals umso mehr für eine rot-grüne als für eine konservative 

Bundesregierung, um dem Verdacht des Neutralismus, dem alten 

Vorwurf des Pazifismus der "vaterlandslosen Gesellen", dem 

Etikett des unsicheren Kantonisten vorzubauen. Vermutlich lag 

in solchen Argumenten der eigentliche Grund, warum die Regie-

rung, selbst wenn sie anders wollte, nicht anders konnte. Wenn 

man aber, was der Bundesregierung zu unterstellen ist und im 

Fischer-Plan zur Lösung des Kosovo-Konflikts auch ganz expli-

zit zum Ausdruck kam, nicht nur auf die militärische Karte 

setzen, sondern diese durch eine politische Lösung flankieren 

wollte, dann durfte man sich der militärischen Teilnahme erst 

recht nicht entziehen, da man nur so auch Einfluss nehmen 

konnte auf den politischen Prozess. 
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Diese Argumentation traf sich mit den Interessen der militäri-

schen Führung auf der Suche nach einer neuen Rolle der Bundes-

wehr, die diese im Funktionswandel der NATO von der Abschre-

ckungsmacht zu einer weltweiten Interventionsmacht zu finden 

hoffte. Bei Aktionen wie in Ex-Jugoslawien konnte man zeigen, 

dass die Bundeswehr nicht nur gewappnet ist, russische Panzer-

armeen abzuwehren, sondern auch bei Peace-Keeping- oder Peace-

Enforcement-Aktionen ihren Mann steht. Soweit dabei Probleme 

auftraten, sammelte man ganz nebenbei auch gute Argumente, wa-

rum die Bundeswehr umstrukturiert, umgerüstet und finanziell 

besser ausgestattet werden musste. 

 

An dieser Stelle konnten die Gegner argumentativ einhaken. Die 

humanitären Gründe seien nur vorgetäuscht. In Wirklichkeit 

ginge es der NATO im allgemeinen und den USA im besonderen bei 

dem Militäreinsatz in Ex-Jugoslawien gleichermaßen wie am Per-

sischen Golf, in Afghanistan oder anderswo um klassische geo-

politische oder imperialistische Ziele der Machtausdehnung, 

des Zugriffs auf Rohstoffe, der Ausbreitung des Kapitalismus, 

des Ausprobierens neuer Waffensysteme oder um die Auftragsbe-

schaffung für die Rüstungsindustrie. Ähnliche Motive, so die 

linken Gegner, würden für die BRD im Kleinformat gelten bzw., 

so die rechten Gegner, die Bundesrepublik mache sich zum will-

fährigen Büttel amerikanischer Interessen. Um diese "eigentli-

chen Motive" zu verschleiern, habe die Bundesregierung die 

Notlage im Kosovo propagandistisch aufgebauscht, von Massakern 

gesprochen, die gar nicht stattgefunden hätten, einen Hufei-

senplan konstruiert, den es gar nicht gab, Milosovic dämoni-

siert, die UCK zu Freiheitskämpfern stilisiert, die diplomati-

schen Mittel nicht ausgeschöpft, die Wirkung des Wirtschafts-

embargos nicht abgewartet, so dass das Kriterium der ultima 

ratio gar nicht erfüllt sei. 
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Während diese Argumentation eher auf Seiten der Linken geführt 

wurde, bemühte die konservative Kritik oder zumindest Skepsis 

realpolitische Argumente, die paradoxerweise nicht auf die Ak-

zeptanz der amerikanischen Forderungen, sondern auf deren Ab-

wehr hinausliefen. Insofern teilte sich das realistische Lager 

in einen pro-amerikanischen Mainstream und eine national-

konservative Opposition, die sich im politischen Ergebnis mit 

dem Fundamentalpazifismus auf der Linken getroffen hätte. Es 

wurde gefragt, ob überhaupt eine hinreichende Interessenlage 

auf Seiten der NATO bzw. der Bundesrepublik vorliege, die den 

Militäreinsatz rechtfertige. Genau diese Frage wurde in der 

französischen Kosovo-Debatte von allen Seiten positiv beant-

wortet. Ferner, daß ein Krieg nicht aus der Luft zu gewinnen 

sei, sondern am Ende Bodentruppen zum Einsatz kommen müßten. 

Damit erhöhe sich auch das eigene Risiko, ganz zu schweigen 

von den Kosten, die ein langfristig angelegter Militäreinsatz 

zu welchen Zwecken auch immer mit sich bringe.  

 

Damit sind wir beim Verlauf des Luftkrieges, der sich ganz an-

ders darstellte, als die NATO-Strategen erhofft hatten. Es war 

nämlich keineswegs so, dass Milosovic rasch bereit war, einzu-

lenken. Die Bekämpfung militärischer Ziele war trotz allen 

elektronischen Aufwands sehr viel weniger effektiv, als man 

vorausgesehen hatte. Damit verlängerte sich der Krieg. Also 

musste der Druck erhöht und mussten immer neue Ziele ins Vi-

sier genommen werden, bei denen es immer schwieriger wurde, 

ihren militärischen Charakter zu begründen. Gleichzeitig ließ 

sich nicht verhindern, dass das serbische Militär seinerseits 

aktiv wurde. Konsequenz war jedenfalls, dass zunächst nicht 

die humanitäre Notlage der Zivilbevölkerung gemildert, sondern 

verschärft wurde. Hinzu kamen "Kolateralschäden" wie der An-

griff auf die Chinesische Botschaft oder der Beschluss des Zu-

ges auf der Brücke von Grdelica, der sogar im Fernsehen ge-

zeigt wurde. Verstärkt wurde der negative Eindruck durch den 

umgekehrten CNN-Effekt, da die Medien jetzt über das Leid der 



20 

 

Bevölkerung im Kosovo wie in Serbien als Folge der Luftangrif-

fe berichteten und die NATO eine manipulative Öffentlichkeits-

arbeit betrieb. Damit gerieten die Befürworter des Militärein-

satzes in die Defensive, wurde die moralische Legitimierung 

brüchig, bekamen die linken wie die konservativen Opponenten 

neue Argumente, drohte auch die öffentliche Meinung zu kippen. 

  

Außerdem brachen hinter den Kulissen Konflikte zwischen den 

handelnden Akteuren aus. Die Militärs fühlten sich durch die 

politischen Vorgaben (keine eigenen Verluste, möglichst wenig 

Kolateralschäden) behindert. Die Ineffektivität vieler Angrif-

fe und damit die Kriegsverlängerung wurden auf die politischen 

Vorgaben zurückgeführt. Die Politiker hingegen befürchteten, 

wenn man den Militärs freie Hand gäbe, dann würde die Legiti-

mität der Aktionen, die auch durch die Verhältnismäßigkeit der 

Mittel bestimmt wurde, in Frage gestellt. Eigene Verluste 

durften schon gar nicht riskiert werden, da dann die öffentli-

che Unterstützung rasch schwinden konnte und den Gegnern des 

Einsatzes neue Argumente geliefert würden. Mit zunehmender 

Dauer stellte sich allerdings ein ganz neues Problem, nämlich 

daß die NATO den Krieg auf keinen Fall verlieren durfte und 

schon allein deshalb eine weitere Eskalation bis hin zum of-

fenbar kurz bevorstehenden Einsatz von Bodentruppen unumgäng-

lich schien. Die Kriterien des gerechten Krieges wären dann 

vollends außer Kraft gesetzt worden. Das hätte wiederum den 

Gegnern weiteren Auftrieb und eine Bestätigung der Unterstel-

lung geliefert, dass es in Wirklichkeit gar nicht um die Men-

schenrechte gehe. So türmte sich ein Dilemma auf das Nächste. 

 

Der Verlauf der Debatte während des Luftkrieges zeigte jeden-

falls, dass die Befürworter in die Defensive gerieten und in 

ihrem Urteil schwankend wurden. Nicht zuletzt Habermas ist an-

gesichts der Zerstörungen von seiner ursprünglichen Position 

abgerückt. Damit war man wieder bei der Grundfrage der Legiti-

mität. Kann ein Krieg noch als gerecht bezeichnet werden, wenn 
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er neues Unrecht schafft? Wenn das Unrecht, das er schafft, 

vielleicht schwerer wiegt, als das Recht, das er setzen will? 

Bestätigt fühlten sich aber auch die realistischen Kritiker, 

die mit dem Risiko, den Kosten und den nicht vorliegenden ei-

genen Interessen argumentiert hatten. Gleichzeitig dürfte aber 

auch der Druck auf die Bundesregierung von Seiten der USA ge-

wachsen sein, nicht auszuscheren, als es womöglich nur noch 

darum ging, die Durchsetzungsfähigkeit der NATO zu demonstrie-

ren. 

  

Das überraschende Einlenken Milosovics und die Einstellung der 

Kriegshandlungen müssen auf Seiten der Bundesregierung jeden-

falls mit großer Erleichterung empfunden worden seien. Damit 

wurde eine politische Lösung möglich, konnte eine Friedens-

truppe und keine Kampftruppe in den Kosovo einrücken, konnten 

die Flüchtlinge zurückkehren, konnte der zwar mühselige aber 

politisch viel weniger umstrittene Prozess der Befriedung 

(iusta pax) und des Aufbaus einer Zivilverwaltung in Angriff 

genommen werden, konnte die Bundesregierung gegenüber ihren 

linken wie rechten Kritikern wieder in die Offensive gehen. 

Mindestens so wichtig war, dass man aus dem sich immer weiter 

zuspitzenden Dilemma herausgekommen war. Der eine Ausweg, den 

militärischen Druck auf Milosovic weiter zu erhöhen, hieß 

auch, weiteres Öl ins Feuer der Kritik zu gießen. Die andere 

Möglichkeit, sich aus der Operation zurückzuziehen, hätte den 

Konflikt mit den NATO-Partnern, insbesondere mit den USA, be-

feuert und Deutschland die Möglichkeit genommen, im späteren 

politischen Prozess mitzuwirken. 

 

 

4. Die Lehren aus dem Kosovo 

 

Die Lehren, die die Bundesregierung aus dem Kosovo-Konflikt zu 

ziehen hatte, waren ernüchternd. Es war deutlich geworden, wie 

schmal der Grat ist, auf dem man sich bewegt, wenn man sich 
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auf den gerechten Krieg einlässt. Auf der einen Seite des Gra-

tes lauert die Gefahr, die jedem idealistischen Missionarismus 

inhärent ist, dass eine an sich gute Absicht zu einem schlech-

ten Ergebnis führen kann, wenn der zu Missionierende sich un-

einsichtig zeigt und mit Gewalt auf den rechten Weg gebracht 

wird. Auf der anderen Seite des Grates lauern die realisti-

schen Sachzwänge, die dazu führen, dass Bündnisverpflichtun-

gen, militärische Erfordernisse, die öffentliche Meinung und 

innenpolitische Kalküle wichtiger werden als der eigentlich 

idealistische Anlass. 

 

Deutlich wurde auch, welchen geringen Handlungsspielraum die 

Bundesrepublik angesichts der überragenden amerikanischen Mi-

litärmacht hat. Der militärische Beitrag der Bundeswehr zum 

Kosovo-Einsatz war minimal und stand damit auch im Gegensatz 

zu dem Ausmaß der öffentlichen Aufregung. Von den 37565 Kampf-

einsätzen der NATO flog die Bundesluftwaffe gerade 436. Dabei 

wurden 244 HARM-Raketen abgeschossen, etwa 1/1000 der insge-

samt eingesetzten Bomben und Marschflugkörper. Nur die USA wa-

ren wirklich in der Lage, einen postmodernen Krieg zu führen, 

der gleichermaßen den politischen Vorgaben (keine eigenen Ver-

luste, Minimierung von Kollateralschäden) wie dem politischen 

Ziel, dem Gegner seinen Willen aufzuzwingen, gerecht wird. 

Selbst im Verbund waren die Europäer mangels entsprechender 

Waffensysteme, Kommunikationsstrukturen und Logistik dazu kaum 

in der Lage. Das hat sich bis heute nicht wesentlich geändert, 

zumal die elektronischen Anforderungen an den „postmodernen 

Krieg“, die sog. Revolution in Military Affairs, immer größer 

werden. Dieses ist nur mittelfristig und mit erheblichem tech-

nischen und finanziellen Aufwand zu ändern, was wiederum an 

der Knappheit in den öffentlichen Kassen bzw. den Opportuni-

tätskosten scheitert. Wer möchte schon die Kosten, die das 

neue Rentenpaket verursacht, aufrechnen mit den Kosten einer 

Neuausstattung der Bundeswehr nach amerikanischem Muster, wenn 

auch in Miniaturausgabe? Die Debatte um die Finanzierung des 
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militärischen Airbus hat diese Facette der Gesamtproblematik 

offenbart. Ohne dessen Transportkapazität ist die Bundeswehr 

fern der Heimat nicht einsatzfähig, muss, wie im Falle Afgha-

nistan, russische Transportflugzeuge chartern. Wie die Ent-

wicklungszusammenarbeit stößt auch die moralische Außenpolitik 

an die Grenze des Bundeshaushalts. Diese Einsicht zeigt auch 

die Grenzen einer gemeinsamen europäischen Außen- und Sicher-

heitspolitik. Multilateralismus ohne die USA bleibt, solange 

es keine integrierte europäische Militärmacht gibt, eine Illu-

sion. Die Bundesrepublik wird auch im 21. Jahrhundert militä-

risch eine allenfalls zweitrangige Macht sein, die nur in be-

scheidenem Rahmen mittun kann, jedenfalls viel weniger Ein-

fluss hat als auf wirtschaftlichem Feld. 

  

Offenkundig geworden ist auch ein grundsätzliches Dilemma, das 

dem gerechten Krieg innewohnt. Humanitär begründete militäri-

sche Einsätze ohne erkennbare eigene Interessen können durch-

aus breite Unterstützung in der Öffentlichkeit finden, wie die 

hohen Popularitätszuwächse in den Meinungsumfragen für Fischer 

und Scharping während des Kosovo-Konflikts unterstrichen ha-

ben. Sie finden insbesondere dann eine breite Unterstützung, 

wenn die moralische Rechtfertigung durch die Medien transpa-

rent gemacht wird. Voraussetzung ist allerdings, dass das Ri-

siko für die eigenen Soldaten minimiert wird. Eigene Verluste 

sind nur akzeptabel, wenn auch fundamentale eigene Interessen 

auf dem Spiel stehen. Ansonsten schwindet die öffentliche Un-

terstützung rasch, sobald eigene Opfer zu beklagen sind. Inso-

fern hatte der Afghanistan-Einsatz, insbesondere aus amerika-

nischer Perspektive, einen anderen Charakter, weil 9/11 als 

Angriff auf die USA gewertet wurde. Soll also die öffentliche 

Unterstützung erhalten bleiben, bieten sich nur Lufteinsätze 

an, da hier das eigene Risiko am geringsten ist. Trotz allen 

Einsatzes von Technik ist aber deren Resultat ambivalent. Ei-

nerseits lässt sich ein erwünschtes politisches Ziel allein 

aus der Luft nur begrenzt und jedenfalls sehr viel schwieriger 
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als am Boden erzielen. Andererseits gehört zur politischen Ak-

zeptanz auch, dass die Operationen möglichst strikt auf mili-

tärische Ziel beschränkt bleiben, Opfer bei der Zivilbevölke-

rung tunlichst vermieden werden. Dieser Vorbehalt hemmt wiede-

rum die Effektivität von Luftangriffen, verlängert den Ein-

satz, zwingt, den militärischen Druck aus der Luft immer wei-

ter zu erhöhen, wenn das gewünschte politische Ergebnis aus-

bleibt, und erhöht so die Gefahr, dass die zivilen Opfer auf 

des Gegners Seite weiter zunehmen. Es erhöht sich die Gefahr, 

dass die humanitäre Notlage, die eigentlich gelindert werden 

soll, sich verschärft. Kommt es dann zum umgekehrten CNN-

Effekt, berichten die Medien über zivile Opfer des Gegners, 

über unbeabsichtigte "Kollateralschäden" oder sonstige Pannen, 

über eine wachsende Notlage derer, die eigentlich zu schützen 

sind, schwindet die öffentliche Unterstützung, sieht sich die 

Regierung einer wachsenden Kritik ausgesetzt und verliert da-

mit die moralische Legitimation, die die ganz Operation ei-

gentlich in Gang gesetzt hat. Siehe die Beschießung des Tank-

wagens in Afghanistan, den ein deutscher Offizier zu verant-

worten hatte. Umgekehrt ist nicht auszudenken, welcher Sturm 

in Deutschland ausgebrochen wäre, wenn die gekaperten Tank-

lastzüge zu einem Anschlag auf ein deutsches Militärlager ver-

wendet worden wären. Traumatisierte Soldaten gehören auch in 

die Kategorie „Kollateralschäden“ und sind als Soldaten nicht 

mehr einsetzbar. Der postmoderne Krieg, der die sauberen ziel-

genauen "chirurgischen Eingriffe" ohne zivile Opfer ver-

spricht, stößt nicht nur an die Grenzen der technischen Mach-

barkeit, sondern auch an die Grenzen der Belastbarkeit der öf-

fentlichen Meinung. 

 

Es spricht allerdings auch einiges dafür, dass die Kosovo-

Debatte nur der nachträglichen legitimatorischen Absicherung 

einer Entscheidung diente, die bereits vorher, nämlich am 12. 

Oktober 1998, gefallen war. Ob die Debattanden sich ihrer In-

strumentalisierung alle bewusst waren, ist allerdings zu be-
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zweifeln. Die tatsächlichen Entscheidungsträger müssen sich 

dann allerdings dem Zynismusvorwurf stellen. Entscheidend war 

nicht der Rückgriff auf die Lehre vom gerechten Krieg, die 

sorgfältige Abwägung, ob das Völkerrecht noch trägt, ob die 

NATO sich selbst mandatieren darf, ob die postnationale Kons-

tellation im Sinne einer Weltbürgergesellschaft vorangebracht 

wird, sondern schlicht der Druck der amerikanischen Regierung. 

Normalität heißt demnach für die Bundesrepublik, dass sie sich 

nicht mehr auf eine pazifistische Rolle aus "historischen 

Gründen" zurückziehen kann, sondern, wenn es dem Hegemon ge-

fällt, auch mitzukämpfen hat. Westerwelle hat sich dem, wie 

ich vermute, ein letztes Mal entgegengestemmt. Für Frau von 

der Leyen scheinen solche Einsätze bereits selbstverständlich. 

 

Der Bundesregierung, das ist die eigentliche Lehre, bleibt an-

gesichts dieser Konstellation nur wenig Spielraum für eine mo-

ralische Außenpolitik. Sie ist gut beraten, die diplomatische 

Nische zu besetzen, sich darauf zu spezialisieren, dass künf-

tig die politischen Möglichkeiten zur Bearbeitung von Konflik-

ten wirklich voll ausgeschöpft werden. Dabei sollte sie auf 

nationale Alleingänge verzichten und sich immer im Konzert ih-

rer westlichen Partner bewegen. Auch wenn sie in Zukunft an 

weiteren friedensstiftenden Militäreinsätzen nicht vorbei-

kommt, sollte sie ihre Rolle eher als friedenserhaltende und 

nicht als friedenserzwingende Macht suchen, für die sie nach 

wie vor zu wenig ausgerüstet ist. Vor allen Dingen sollte sie 

ihre Möglichkeiten nutzen, die zivilen Komponenten im Vorfeld 

und in der Nachbereitung von Konflikten zu stärken. Hier er-

öffnen sich viele Möglichkeiten vom Aufbau eines "Frühwarnsys-

tems", das auf politische Krisen hinweist, über Konfliktprä-

vention, Mediation in Konflikten, diplomatische Initiativen 

bis hin zu friedenserhaltenden Einsätzen und der Unterstützung 

des staatlichen Wiederaufbaus in der Postkonflikt-Phase, die 

dann auch in Projekte der Entwicklungszusammenarbeit einmünden 

kann. Das eigentlich Neue an den „Neuen Kriegen“ ist die Be-
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obachtung, dass sie viel schwerer zu beenden als anzufangen 

sind, weil es immer weniger einen Sieger oder einen Friedens-

vertrag gibt. Der Krieg geht immer weiter, auch wenn er hin 

und wieder abzuflauen scheint, weil er grenzüberschreitenden 

Charakter angenommen hat, weil zwischen Krieg und Bürgerkrieg 

nicht mehr zu unterscheiden ist, weil so viele externe Akteure 

mitmischen, weil so viele Interessen und Motive im Spiel sind, 

wie wir gerade in Syrien erleben können.  


